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Sozialgericht Dortmund
Ruhrallee 3

44139 Dortmund Iserlohn, 10.03.2006

In dem Rechtsstreit

Az.: S 27 AS 439/05:

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx

- Kläger –

gegen

ARGE Märkischer Kreis,
Friedrichstraße 59-61, 58636 Iserlohn,
vertreten durch den Geschäftsführer,

Herrn Ulrich Odebralski

- Beklagte –

wird in Fortführung der Klage vom 25.11.2005 beantragt,

1. die Beklagte durch Gerichtsurteil zur Zahlung der zur zweckentsprechenden
Rechtsverfolgung bzw. Rechtsverteidigung notwendig entstandenen
Aufwendungen zu verurteilen, sowie

2. der Beklagten die Verfahrenskosten insgesamt aufzuerlegen.

Begründung:

I.

Die Klage hatte bereits dahingehend Erfolg, dass die Beklagte es nun nicht mehr
länger wagt, den von vornherein erkennbar unberechtigten Sanktionsbescheid
vom 23.08.2005 (in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 07.10.2005)
überhaupt noch aufrechtzuerhalten.
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Nach wie vor falsch bleibt jedoch die Schutzbehauptung der Beklagten, der Kläger
habe „trotz mehrfacher Aufforderung, erst nach Erlass des Widerspruchsbescheides
nachgewiesen, dass er den Meldetermin wegen des Schulbesuches nicht wahr-
nehmen konnte.“

Richtig ist vielmehr, dass der Beklagten bereits seit Ausbildungsvertragsabschluss
und darüber hinaus termingerecht seit dem 27.07.2005 ein zwingender Grund
bekannt war, um für den Kläger einen lediglich routinemäßigen Meldetermin zu
verschieben. Dieser zwingende Grund bestand in der Aufnahme einer Ausbildung.
Die offizielle Schulzugehörigkeit des Klägers begann am 22.08.2005, seine Ein-
schulung fand am 23.08.2005 statt. Der zwingende Grund für die Terminverschie-
bung lag ja längst – durch den Ausbildungsvertrag - in der Personalakte des Klägers
persönlich vor.

Indem die Beklagte nämlich am 23.08.2005, wie bereits dargelegt, am selben Tag
zwei Verwaltungsakte an zwei verschiedene Adressen des Klägers richtete – einmal
an sein Postfach und einmal an seine alte Adresse,xxxxxxxxxxxxx,xxxxxxxxxxxxx -,
nicht jedoch an seine aktuelle Meldeanschrift,xxxxxxxxxxxxxxx, xxxxxxxxxxxxxxxx,
dokumentierte die Beklagte neben der unnötigen Verschwendung öffentlicher
Mittel (doppeltes Porto) auf diese Weise auch, dass sie einerseits über ein und
denselben Kunden unbemerkt unterschiedliche Datenbestände führt, andererseits
die ihr am 27.07.2005 gemeldete Adressenänderung des Klägers auch einen Monat
später noch immer nicht zu aktualisieren vermocht hatte.

Beweis: Entscheidung und Folgeeinladung der Beklagten vom 23.08.2005

Die Beklagte hätte auf diese, ihr bekannten agenturinternen Logistik- und
Kommunikationsprobleme, von vornherein keine Entscheidung über die Absenkung
des Regelsatzes stützen dürfen. Hätte die Beklagte abteilungsübergreifend für
einen einheitlichen Wissensstand sämtlicher Mitarbeiter gesorgt und auf ein
sorgfältig geführtes Dokumentenmanagement Wert gelegt, so wäre es zu der
hier vorliegenden unberechtigten Leistungskürzung gar nicht erst gekommen.

Bedauerlicherweise forcierte die Widerspruchsstelle der Beklagten, namentlich
ein Sachbearbeiter namens TEKAMPE, in der Folge die Eskalation eines unnötigen
Rechtsstreits vor dem Sozialgericht. Dabei bedient sich die Widerspruchsstelle
methodisch und systematisch der Falschbehauptung, der Kläger sei angeblich
seiner Meldeaufforderung nicht nachgekommen und habe einen wichtigen Grund
für sein angebliches Meldeversäumnis nicht angegeben.

Richtig ist jedoch, dass die Beklagte offensichtlich bewusst den ihr bekannten
Ausbildungsbeginn bzw. Einschulungstermin wählte, um den Kläger zu einem
unnötigen, nur routinemäßigen Meldetermin vorzuladen. Hiervon versprach sich die
Beklagte für ihre eigene Statistik den Vorteil, beim Kläger sofort ungerechtfertigt
eine Leistungskürzung vornehmen zu können, indem sie der Wahrheit zuwider
behauptete, der Kläger sei angeblich seinen Meldepflichten nicht nachgekommen.
Ein verantwortungsbewusster, umsichtig handelnder Fallmanager hingegen hätte
von vornherein niemals einen Routinetermin in den Beginn einer ihm bekannten
- und von ihm selbst geförderten - Ausbildung gelegt.



3

Der Leistungskürzungsbescheid vom 23.08.2005 und der Widerspruchsbescheid
vom 07.10.2005 beruhen somit insgesamt auf einer objektiv falschen Sachverhalts-
schilderung, an deren Entstehen allein die Beklagte die Schuld trifft, sowie
amtsmissbräuchlicher Ermessensausübung durch die Widerspruchsstelle.

Entgegen der Auffassung der Beklagten sind dem Kläger die für die Rechtsverfol-
gung notwendigen tatsächlichen Auslagen vollständig anrechnungsfrei zu ersetzen.

II.

Zur Unterstützung und Illustration der bisherigen Ausführungen sei abschließend
angemerkt, dass das hier geschilderte Verhalten der Beklagten kein Einzelfall ist.
Vielmehr ist das Vorgehen der ARGE MK im Fall des Klägers systematisch und
methodisch darauf abgestellt, den Kläger bewusst unberechtigterweise aus dem
Leistungsbezug zu drängen. So behauptet der bereits genannte Fallmanager
UNNASCH neuerdings, mit wiederkehrendem Muster und ebenfalls der Wahrheit
zuwider, der Kläger habe diesmal „eine aktuelle Schulbescheinigung“ und „das
aktuelle Zeugnis“ nicht rechtzeitig bis zum 28.02.2006 vorgelegt, und daher sei
ihm die Hilfe zum Lebensunterhalt für drei Monate zu versagen.

Beweis: Schreiben des Fallmanagers UNNASCH vom 01.03.2006

Bereits am Folgetag, am 02.03.2006, fordert eine Frau VESPER vom Kläger mit
Fristsetzung 16.03.2006 die Nebenkostenabrechnung 2005 an, verbunden mit
der gleichlautenden Ankündigung, bei Nichtvorlage ebenfalls dem Kläger
die Hilfe zum Lebensunterhalt versagen zu müssen.

Beweis: Schreiben Frau VESPER vom 02.03.2006

Dabei ist es der ARGE MK als Erfahrungswert bekannt, dass Hausverwaltungen
derzeit (Anfang März) noch keine Nebenkostenabrechnungen erstellen können.

Beweis: Schreiben Bau- und Siedlungsgenossenschaft eG vom 06.03.2006

Dabei ist zu beachten, dass sich der Kläger einerseits in einem besonders
schutzwürdigen Ausbildungsverhältnis befindet, andererseits von der Beklagten
offensichtlich methodisch und systematisch aus dem Leistungsbezug gedrängt
werden soll. Befände sich der Kläger in einem Arbeitsverhältnis bei der Beklagten,
könnte durchaus vom gehäuften Vorliegen mobbingtypischer Indizien gesprochen
werden. Das streitgegenständliche Verhalten der Beklagten ist somit nicht nur
kein Einzelfall, sondern – trotz vorgetäuschtem verbalen Einlenken im Klagefall -
Bestandteil zielgerichteter vor- und außergerichtlicher Zermürbungstaktiken.

Hochachtungsvoll

-Unterschrift -


